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Reisekostenbestimmung Bundesjugendwerk der AWO e.V. (BuJW) 
 
1. Allgemein  
Reisekostenvergütung wird nur gewährt, wenn die Aufwendungen und die Dauer der Reise zur Erle-

digung der Aufgaben notwendig waren. Werden Leistungen von dritter Seite erstattet, sind diese auf 

die Reisekostenvergütung anzurechnen.  

 

2. Fahrtkostenerstattung 
 
2.1 Bahn  
Die Erstattung der Fahrtkosten erfolgt grundsätzlich auf der Grundlage des Tarifs der Deutschen 

Bahn AG, 2. Klasse. Mögliche Fahrpreisermäßigungen, z.B. durch einen Spartarif oder eine BahnCard 

sind zu nutzen. 

Fahrtkosten werden generell nicht erstattet, wenn eine unentgeltliche Beförderungsmöglichkeit ge-

nutzt werden kann oder wenn privat oder dienstlich beschaffte Fahrkarten (Bahncard 100, Netz- o-

der Zeitkarten, Jobtickets) nicht genutzt werden. Die*der Reisende hat keinen Anspruch auf eine an-

teilige Erstattung anderer privater Fahrausweise (z.B. Jobticket, Bahncard 100). Notwendige Neben-

kosten (wie Kosten der Reservierung oder Zuschläge) können abgerechnet werden.  

 

2.1.1 BahnCard (BC25/50) 
Die Kosten für den Erwerb einer BahnCard können Mitarbeiter*innen und Vorstandsmitgliedern des 

BuJW erstattet werden, wenn sie sich durch Reisen für das BuJW vollständig amortisieren. Die Bahn-

Card kann Vertreter*innen aus Mitgliedsorganisationen des BuJW erstattet werden, wenn die*der 

Reisende im Auftrag des BuJW Reisen durchführt oder an Veranstaltungen des BuJWs teilnimmt, für 

die eine Erstattung möglich ist. Die Erstattung der BahnCard erfolgt rückwirkend sobald sich die Kos-

ten über Fahrten für das BuJW vollständig amortisiert haben. Eine anteilige Erstattung ist grundsätz-

lich ausgeschlossen. 

 

2.2 Wegstreckenentschädigung für die Benutzung eines Kraftfahrzeugs 
Grundsätzlich ist die Nutzung eines umweltfreundlichen Verkehrsmittels (Bahn/ÖPNV) gegenüber 

eines Kraftfahrzeuges vorzuziehen. Die Nutzung eines Kraftfahrzeuges sollte daher auf unumgängli-

che Fahrten beschränkt sein.  

Fahrtkosten (Wegstreckenentschädigung) für die Benutzung eines Kraftfahrzeuges können grund-

sätzlich erstattet werden. Die Höhe der Erstattung beträgt 20 Cent je Kilometer zurückgelegter Stre-

cke, höchstens jedoch 150 Euro. 

Besteht an der Benutzung eines Kraftwagens ein erhebliches dienstliches Interesse, beträgt die Weg-

streckenentschädigung 30 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke. Die Geltendmachung des erheb-

lichen dienstlichen Interesses kann nur in Ausnahmefällen und in folgenden Zusammenhängen für 

Veranstaltungen und Aktivitäten des BuJWs gewährt werden:  

• Wenn das Dienstgeschäft bei Benutzung von regelmäßig verkehrender Beförderungsmitteln 

nicht durchgeführt werden kann oder ein solches nicht zur Verfügung steht. 

• Ein schweres (mindestens 25 kg) und/oder sperriges Dienstgepäck – kein persönliches Reisege-

päck – mitzuführen ist 

• Die Benutzung eines Kraftwagens es ermöglicht, an einem Tag an verschiedenen Stellen Dienst-

geschäfts wahrzunehmen, die bei Benutzung von regelmäßig verkehrender Beförderungsmit-
teln in dieser Zeit nicht erledigt werden könnten 

• Eine Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen –aG-vorliegt. 

 

Das erhebliche dienstliche Interesse muss vor Antritt der Dienstreise durch die Geschäftsstelle des 

BuJWs festgestellt werden. Grundsätzlich ist die Erstattung auf maximal 150 Euro begrenzt.  
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Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges eine Sachscha-

denshaftung durch das BuJW nicht gegeben ist.  

 

2.3 Taxikosten  
Taxikosten können nur bei Vorliegen triftiger Gründe und nach Entscheidung durch die Geschäftsfüh-
rung des BuJW erstattet werden. Triftige Gründe können sein: dringende dienstliche Anschlusster-

mine, kein bzw. kein zeitgerecht verkehrendes regelmäßiges Beförderungsmittel, Fahrten zwischen 

23.00 und 6.00 Uhr. Keine triftigen Gründe sind Ortsunkundigkeit, schweres privates Reisegepäck 

und widrige Witterungsverhältnisse.  

 

2.4 Flugkosten  
Flugkosten können nur bei vorliegen triftiger Gründe und nach Entscheidung durch den Bundesvor-

stand erstattet werden. Triftige Gründe können dringende dienstliche Anschlusstermine sein. Aus-

schließlich wirtschaftliche Gründe (z. B. Flugticket ist günstiger als das Bahnticket) gelten nicht. Bei 
Flügen ohne Genehmigung durch den Bundesvorstand ist eine Erstattung der Kosten ausgeschlossen. 

  

2.5 Bus/Straßenbahn  
Die Kosten werden in entstandener Höhe erstattet.  

 

3. Vergünstigungen  
Vergünstigungen aus Bonusprogrammen (z.B. BahnBonus), Prämien etc., die auf die dienstliche Inan-

spruchnahme regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel beruhen, sind ausschließlich für dienstli-

che Zwecke, für die nach dem BRKG und dieser Reisekostenbestimmung Anspruch besteht, zu ver-

wenden. Sie dürfen auch dann nicht privat genutzt werden, wenn sie zu verfallen drohen. Der Nach-
weis der sachgerechten Verwendung obliegt der*dem Reisenden.  

 

4. Übernachtungskosten 
Übernachtungskosten für Aktivitäten des BuJWs oder in dessen Auftrag (Außenvertretung, Fortbil-

dungen, Kongressteilnahme etc.) werden bis zu einem Betrag von 60 Euro übernommen, sofern die 

Übernachtung nicht im Rahmen einer Veranstaltung mit organisierter Gruppenunterbringung erfolgt 

oder eine Kostenübernahme für eine Veranstaltung ausdrücklich ausgeschlossen wurde. Übersteigen 

die Übernachtungskosten den genannten Betrag, ist deren Notwendigkeit zu begründen. Sie bedür-

fen der Genehmigung der Geschäftsführung des BuJW. Abweichend von § 7 BRKG wird kein pauscha-

les Übernachtungsgeld gewährt.  
 

6. Nachweis  
Abweichend von § 3 BRKG erlischen Ansprüche auf Erstattung der Reisekosten, wenn diese nicht in-

nerhalb 4 Wochen nach Durchführung der Reise geltend gemacht werden. In begründeten Ausnah-

men kann, nach Rücksprache mit der Bundesgeschäftsstelle, eine Fristverlängerung ausgesprochen 

werden.  

Alle für die Reisevergütung geltend gemachten Ausgaben sind mit Belegen im Original nachzuweisen. 

Ist dies in Ausnahmefällen nicht möglich, sind die entsprechenden Kopien beizulegen.  

Bei Flügen oder bei Fahrten mit einem privaten Kraftwagen, ist der Reisekostenabrechnung  ein Weg-

streckennachweis (Google-Ausdruck) beizufügen. Wurde ein Kraftwagen benutzt, ist die Erstattung 
auf maximal 150 Euro begrenzt. 

Bei Nutzung eines Dienstfahrzeuges (auch Mietfahrzeugen) müssen die gefahrenen Wegstrecken als 

Ergänzung zum Google-Ausdruck über die Kopie des Fahrtenbuches (Auszug) nachgewiesen werden. 

  

Ist ein Beleg glaubhaft und dauerhaft verloren gegangen, erfolgt die Kostenerstattung auf mittels ei-

ner Vergleichsrechnung auf Grundlage des Tarifs der Deutschen Bahn AG, 2. Klasse unter Nutzung 

der BahnCard50. 
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7. Vorschuss  
Reisenden kann ein Vorschuss in Höhe der zu erwartende Reisekostenvergütung gewährt werden. 

Dieser Vorschuss muss mindestens 14 Tage vorher schriftlich bei der Geschäftsstelle des BuJWs be-

antragt werden. Der gezahlte Vorschuss wird nach der Reise mit den eingereichten Belegen verrech-

net. Zuviel gezahlte Beträge müssen innerhalb von 14 Tagen an das BuJW zurückgezahlt werden.  
 

8. Verbindung von Dienstreisen mit privaten Reisen  
Werden Dienstreisen mit privaten Reisen verbunden, wird die Reisekostenvergütung so bemessen, 

als ob nur die Dienstreise durchgeführt worden wäre. Die Erstattung darf die tatsächlich entstande-

nen Kosten nicht übersteigen.  

 

9. Tagegeld 
Mitglieder des Bundesvorstands wird für die Teilnahme an Treffen der satzungsgemäßen Gremien 

und Veranstaltungen des BuJW Tagegeld gewährt. Darüber hinaus wird nur Mitarbeiter*innen des 
BuJW für dienstliche Reisen Tagegeld nach § 9 Absatz 4a Satz 2 EStG gezahlt.  

 

Besteht zwischen der Dienststätte (oder der Wohnung) und der Stelle, an der das Dienstgeschäft er-

ledigt wird, eine Entfernung von weniger als 2 Kilometer, wird kein Tagegeld gewährt.  

 

Die Höhe des Tagesgeldes bemisst sich nach § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG bei einer Abwesenheit von der 

Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte.  

 

Bei eintägigen Dienstreisen wird bei einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden ein Tagegeld in 

Höhe von 14 Euro gewährt, sofern keine Verpflegung angeboten wurde.  
 

Bei mehrtägigen Dienstreisen werden für die Kalendertage mit einer 24-stündigen Abwesenheit 28 

Euro gewährt. Für den Kalendertag der einen An- oder Abreisetag  darstellt, entfällt die Mindestab-

wesenheitszeit und wird ein Tagegeld in Höhe von 14 Euro gewährt. 

 

Erhalten Reisende unentgeltlich Verpflegung, werden nach § 9 Abs. 4a Satz 8 EStG von dem zu-

stehenden Tagegeld für das Frühstück 20 Prozent und für das Mittagessen und Abendessen je 40 

Prozent des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag gekürzt.  

 

Bei Auslandsdienstreisen wird abweichend der Bestimmung im § 14 BRKG Tagegeld nach den Bestim-
mungen des § 6 BRKG (Dienstreisen Inland) gewährt.  

 

10. Sonstige Bestimmungen  
Nach Entscheidung durch den Bundesvorstand sind in wohlbegründeten Ausnahmefällen Abweichun-

gen von dieser Reisekostenbestimmung im Rahmen der Bestimmungen des Bundesreisekostengeset-

zes und der Bestimmungen der Richtlinien des KJP (Kinder- und Jugendplan des Bundes) möglich. 

Bei allen weiteren, in der Reisekostenbestimmung nicht aufgeführten Sachverhalten gelten grund-

sätzlich die Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes und die Bestimmungen der Richtlinien 

des KJP (Kinder- und Jugendplan des Bundes). 

 
 


